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In	seinem	Urteil	4A_403/2025	vom	5.	Januar	2026	entschied	das	Bundesgericht,	dass	Mieterinnen,
die	 den	 Eintritt	 einer	 im	 jeweiligen	 Mietvertrag	 vereinbarten	 Bedingung	 durch	 eine	 treuwidrige
Anfechtung	 bzw.	 fristlose	 Kündigung	 vereiteln,	 der	 Vermieterin	 nach	 Art.	 97	 Abs.	 1	 OR
schadenersatzpflichtig	 werden.	 Die	 Mietverträge	 seien	 laut	 Bundesgericht	 unter	 der	 Bedingung
geschlossen	 worden,	 dass	 bis	 Ende	 Dezember	 2022	 ein	 Investor	 gefunden	 werde.	 Durch	 die
treuwidrige	 Vereitelung	 des	 Bedingungseintritts	 hätten	 die	 Mieterinnen	 vertragliche
Nebenpflichten	verletzt.	Gestützt	auf	Art.	156	OR	gelte	die	Bedingung	als	eingetreten,	weshalb	die
Mietverträge	 Bestand	 hätten	 und	 die	 Mieterinnen	 der	 Vermieterin	 den	 Mindererlös	 (d.h.
entgangenen	Gewinn)	von	CHF	400’000	zu	ersetzen	haben.

Sachverhalt

[1]	Die	E	AG	(Vermieterin,	Klägerin	und	Beschwerdegegnerin,	nachfolgend:	Vermieterin)	schloss
zwischen	November	2021	und	März	2022	mit	der	A	AG,	der	B	AG	und	der	C	AG	(Mieterinnen	1–3,
Beklagte	1–3	und	Beschwerdeführerinnen	1–3,	nachfolgend:	Mieterinnen)	 je	 separate,	befristete
Mietverträge	 über	 Geschäftsräume	 im	 geplanten	 Gebäude	 T	 (nachfolgend:	 Mietverträge)	 ab
(Sachverhalt	Teil	A).

[2]	 Die	 Mietverträge	 wurden	 unter	 der	 Bedingung	 abgeschlossen,	 dass	 die	 Vermieterin	 bis
spätestens	 Ende	 Dezember	 2022	 einen	 Investor	 finde,	 der	 an	 ihrer	 Stelle	 in	 die	 Mietverträge
eintrete	(E.	3.3.1).

[3]	 Am	 12.	 Dezember	 2022	 fochten	 die	 Mieterinnen	 die	 Mietverträge	 wegen	 Täuschung	 unter
anderem	 durch	 die	 Vermieterin	mit	 Bezug	 auf	 die	 Zufahrtsmöglichkeit,	 die	 Parkplätze	 und	 den
Bezugstermin	 an	 und	machten	 einen	 Grundlagenirrtum	 geltend.	 Eventualiter	 kündigten	 sie	 die
Mietverträge	fristlos	(Sachverhalt	Teil	A).

[4]	Die	 Vermieterin	 erblickte	 darin	 eine	Verletzung	 vertraglicher	Nebenpflichten,	woraus	 ihr	 ein
Schaden	 entstanden	 sei	 (Sachverhalt	 Teil	 A).	 Die	 Vermieterin	 übertrug	 die	 Mietverträge	 per
21.	Dezember	2022	auf	die	F	SA,	welche	das	Grundstück	am	1.	März	2023	an	die	Anlagestiftung
G	AG	veräusserte	und	die	Mietverträge	auf	diese	übertrug.	Gleichentags	schloss	die	Vermieterin
mit	der	G	AG	einen	Projektkauf-	und	einen	Totalunternehmerwerkvertrag	ab	(E.	3.3.1).

[5]	 Am	 2.	 Juni	 2023	 erhob	 die	 Vermieterin	 beim	 Handelsgericht	 des	 Kantons	 Zürich	 Klage	 und
beantragte,	 die	Mieterinnen	 seien	 zu	 verpflichten,	 ihr	 CHF	400’000	 zuzüglich	Zins	 zu	 5%	 sowie
CHF	 41’116.45	 und	 CHF	 12’597.05	 zu	 bezahlen;	 beides	 unter	 solidarischer	 Haftung	 je	 für	 den
Gesamtbetrag.	 Das	 Handelsgericht	 verpflichtete	 die	 Mieterinnen	 am	 24.	 Juni	 2025	 unter
solidarischer	Haftung,	der	Vermieterin	CHF	400’000	zuzüglich	Zins	zu	5%	zu	bezahlen.	Im	Übrigen
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wies	es	die	Klage	ab	(Sachverhalt	Teil	B).

[6]	 Mit	 Beschwerde	 in	 Zivilsachen	 beantragten	 die	 Mieterinnen	 im	Wesentlichen,	 die	 Klage	 sei
abzuweisen.	 Das	 Bundesgericht	 wies	 die	 Beschwerde	 ab,	 soweit	 es	 darauf	 eintrat
(Sachverhalt	Teil	C	und	E.	4).

Erwägungen

[7]	Die	Mieterinnen	bestritten	vor	Bundesgericht	die	Aktivlegitimation	der	Vermieterin.	Ausserdem
fehle	es	 laut	den	Mieterinnen	an	einer	Vertragsverletzung	bzw.	einem	Verstoss	gegen	Treu	und
Glauben	ihrerseits	sowie	an	einem	kausalen	Schaden	(E.	3	Ingress).

[8]	 Das	 Bundesgericht	 hielt	 fest,	 dass	 ein	 Vertrag,	 dessen	 Verbindlichkeit	 vom	 Eintritt	 einer
ungewissen	Tatsache	abhängig	gemacht	werde,	als	bedingt	anzusehen	sei	(Art.	151	Abs.	1	OR).
Der	 bedingt	 Verpflichtete	 dürfe,	 solange	 die	 Bedingung	 schwebe,	 nichts	 vornehmen,	 was	 die
gehörige	 Erfüllung	 seiner	 Verbindlichkeit	 hindern	 könnte	 (Art.	 152	 Abs.	 1	 OR).	 Eine	 Bedingung
gelte	als	erfüllt,	wenn	ihr	Eintritt	von	dem	einen	Teil	wider	Treu	und	Glauben	verhindert	worden
sei	(Art.	156	OR).	Nur	treuwidriges	Verhalten	im	Sinne	von	Art.	2	ZGB	falle	unter	Art.	156	OR,	nicht
jedes	Vereiteln	bzw.	Herbeiführen	des	Bedingungseintritts.	Die	Parteien	hätten	keine	Pflicht,	den
Eintritt	der	Bedingung	zu	fördern;	die	Pflicht	zu	einem	Verhalten	nach	Treu	und	Glauben	erfordere
nicht,	dass	die	Parteien	ihre	eigenen	Interessen	dafür	opfern	würden	(E.	3.1.2).

[9]	Könne	die	Erfüllung	der	Verbindlichkeit	überhaupt	nicht	oder	nicht	gehörig	bewirkt	werden,	so
habe	 –	 so	 das	 Bundesgericht	 –	 der	 Schuldner	 für	 den	 daraus	 entstehenden	 Schaden	 Ersatz	 zu
leisten,	sofern	er	nicht	beweise,	dass	ihm	keinerlei	Verschulden	zur	Last	falle	(Art.	97	Abs.	1	OR).
Eine	Form	der	nicht	gehörigen	Erfüllung	sei	die	Verletzung	von	vertraglichen	Nebenpflichten.	Dazu
würden	Verhaltenspflichten	gehören,	die	zum	Zweck	hätten,	die	Hauptleistung	zu	ergänzen	und
deren	 ordnungsgemässe	 Erfüllung	 zu	 sichern	 bzw.	 den	 Vertragszweck	 zu	 erreichen.	 Der
Rechtsgrund	 solcher	 Pflichten	 liege	 im	 Vertragsschluss,	 wobei	 die	 Pflichten	 auch	 ohne
diesbezügliche	Willensäusserung	der	Parteien	aufgrund	der	sich	aus	Art.	2	ZGB	ergebenden	Pflicht
zu	einer	umfassenden	Rücksichtnahme	auf	die	 Interessen	des	Vertragspartners	und	 zu	 loyalem
Verhalten	unmittelbar	zum	Vertragsinhalt	würden	(E.	3.1.3).

[10]	 Die	 Vorinstanz	 habe	 zunächst	 die	 Aktivlegitimation	 der	 Vermieterin	 zur	 Klage	 auf
Schadenersatz	 aus	 der	 geltend	gemachten	Verletzung	der	Mietverträge	bejaht.	Die	Vermieterin
habe	 diese	 unbestrittenermassen	 am	 21.	 Dezember	 2022	 auf	 die	 F	 SA	 übertragen.	 Indes	 sei
davon	auszugehen,	dass	die	Vertragsübertragung	nur	künftige	Ansprüche	betroffen	habe	und	die
strittigen	 Schadenersatzansprüche	davon	nicht	 erfasst	worden	 seien.	Mithin	 sei	 die	 Vermieterin
zur	 Klage	 aktivlegitimiert.	 Zum	 selben	 Ergebnis	 würde	 laut	 Vorinstanz	 die	 Vermutung	 führen,
wonach	 bei	 Dauerschuldverhältnissen	 von	 einer	 zeitlich	 beschränkten	 Vertragsübertragung
dahingehend	auszugehen	sei,	dass	lediglich	die	zukünftigen	Forderungen	und	Schulden	aus	dem
Vertragsverhältnis	übertragen	würden	(E.	3.2).

[11]	Sodann	habe	die	Vorinstanz	den	Bestand	der	Mietverträge	bzw.	den	Eintritt	der	vertraglich
vereinbarten	Bedingung	geprüft	(E.	3.3	Ingress).

[12]	 Die	 Vermieterin	 –	 so	 das	 Bundesgericht	 –	 habe	 vor	 der	 Vorinstanz	 geltend	 gemacht,	 die
Mieterinnen	 hätten	 ihren	 jeweiligen	 Mietvertrag	 am	 12.	 Dezember	 2022	 unrechtmässig	 fristlos
gekündigt	 bzw.	 angefochten	 und	damit	 den	 Eintritt	 der	 Investorin	G	AG	 in	 die	Mietverträge	 bis
Ende	Dezember	2022	gezielt	und	treuwidrig	verhindert.	Daher	werde	der	Eintritt	der	Bedingung	–
	dass	vor	Ende	Dezember	2022	ein	Investor	gefunden	werde,	der	die	Mietverträge	übernehme	–
nach	Art.	156	OR	von	Gesetzes	wegen	fingiert	(E.	3.3.2).

[13]	Die	Vorinstanz	sei	dieser	Auffassung	gefolgt.	Sie	habe	erwogen,	dass	gemäss	Schreiben	der
G	 AG	 vom	 19.	 Dezember	 2022	 diese	 «angesichts	 des	 Schreibens	 der	 Mieterschaft	 vom
12.	Dezember	2022»	nicht	davon	ausgegangen	sei,	dass	der	Kaufvertrag	über	die	Liegenschaft	X
Gebäude	T	bis	Ende	des	Jahres	unterzeichnet	werde.	Die	Veräusserung	des	Grundstückes	an	die
G	AG	 im	Dezember	2022	hätte	demnach	 zum	Eintritt	 der	mietvertraglichen	Bedingung	geführt.
Die	 Kündigung	 bzw.	 Anfechtung	 der	 Mietverträge	 habe	 die	 Investorin	 vom	 Abschluss	 des
Grundstückkaufvertrages	vor	Ende	Dezember	2022	abgehalten.	Die	Anfechtung	der	Mietverträge
durch	 die	 Mieterinnen	 sei	 laut	 Vorinstanz	 somit	 natürlich	 kausal	 für	 den	 Nichteintritt	 der
Bedingung	 gemäss	 Mietvertrag	 gewesen.	 Auch	 die	 Adäquanz	 sei	 zu	 bejahen:	 Nach	 der
allgemeinen	 Lebenserfahrung	 und	 dem	 natürlichen	 Lauf	 der	 Dinge	 sei	 eine	 solche
Anfechtungserklärung	 in	 Bezug	 auf	 drei	 gewichtige	 Mietverträge	 ohne	 Weiteres	 geeignet,	 den
Abschluss	des	Grundstückkaufvertrags	zumindest	bis	ins	neue	Jahr	hinauszuzögern	(E.	3.3.2).
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[14]	Das	Verhalten	der	Mieterinnen	 sei	gemäss	Vorinstanz	 zudem	 treuwidrig	gewesen.	Aus	den
Ausführungen	 der	 Mieterinnen	 gehe	 nicht	 explizit	 hervor,	 inwiefern	 sie	 bei	 Vertragsabschluss
einem	 Willensmangel	 unterlegen	 sein	 sollen.	 Somit	 sei	 auf	 die	 schlüssigen	 Vorbringen	 der
Vermieterin	 abzustellen,	 wonach	 das	 Schreiben	 vom	 12.	 Dezember	 2022	 einzig	 mit	 dem
treuwidrigen	 Ziel	 erfolgt	 sei,	 sich	 der	 eingegangenen	 mietvertraglichen	 Verpflichtungen	 zu
entledigen.	 Damit	 hätten	 die	 Mieterinnen	 den	 Eintritt	 der	 mietvertraglichen	 Bedingung	 –	 den
Eintritt	 eines	 Investors	 bis	 Ende	 2022	 –	 treuwidrig	 verhindert.	 Die	 Bedingung	 gelte	 somit	 als
erfüllt,	womit	die	Mietverträge	grundsätzlich	Bestand	hätten	(E.	3.3.3).

[15]	 Mit	 Bezug	 auf	 den	 Schadenersatzanspruch	 habe	 die	 Vorinstanz	 erwogen,	 dass	 die
Mieterinnen	 eine	 vertragliche	 Nebenpflicht	 verletzt	 hätten,	 indem	 sie	 die	 Mietverträge	 ohne
begründeten	 Anlass	 angefochten	 bzw.	 gekündigt	 hätten.	 Sie	 hätten	 die	 entsprechenden
Rechtsinstitute	 missbraucht,	 um	 sich	 ihrer	 mietvertraglichen	 Verpflichtungen	 zu	 entledigen
(E.	3.4.1).

[16]	Die	Vermieterin	habe	als	Schaden	in	erster	Linie	geltend	gemacht,	das	Entwicklungsprojekt	X
Gebäude	T	habe	durch	die	Anfechtung	der	Mietverträge	der	Mieterinnen	an	Wert	verloren,	indem
die	 Vergütung	 für	 den	 Totalunternehmerwerkvertrag,	 welchen	 sie	mit	 der	 G	 AG	 abgeschlossen
habe,	 um	 CHF	 400’000	 tiefer	 ausgefallen	 sei.	 Die	 Mieterinnen	 erblickten	 darin	 hingegen	 einen
nicht	zu	ersetzenden,	entgangenen	hypothetischen	Gewinn	(E.	3.4.2).

[17]	Die	Vorinstanz	habe	erwogen,	dass	aufgrund	der	Aktenlage	 im	Dezember	2022	drei	 für	die
Streitsache	 relevante	 Vertragsentwürfe	 vorgelegen	 hätten:	 Ein	 Grundstückkaufvertrag	 zwischen
der	 F	 SA	 und	 der	G	 AG	 einerseits	 sowie	 ein	 Projektkauf-	 und	 ein	 Totalunternehmerwerkvertrag
zwischen	 der	 Vermieterin	 und	 der	 G	 AG	 andererseits.	 Dies	 zu	 einem	 Preis	 von	 insgesamt
CHF	 23’000’000.	 Abgeschlossen	 worden	 seien	 die	 Verträge	 am	 1.	 März	 2023	 mit	 einem
Transaktionspreis	von	CHF	22’600’000,	wobei	die	Differenz	von	CHF	400’000	aus	der	Reduktion
des	pauschalen	Werkpreises	 resultiere.	Vor	diesem	Hintergrund	und	 in	Anbetracht	dessen,	dass
die	 Vermieterin	 und	 die	 G	 AG	 bereits	 seit	 dem	 Frühsommer	 2022	 verhandelt	 hätten	 und	 es
aufgrund	der	bedingten	Mietverträge	für	beide	von	eminenter	Bedeutung	gewesen	sei,	dass	die
Transaktionen	bis	Ende	2022	abgeschlossen	werden	könnten,	sei	der	entsprechende	Gewinn	als
sicher	 in	 Aussicht	 stehend	 zu	 betrachten.	 Die	 entsprechende	 Reduktion	 des	Werkpreises	 stelle
einen	 entgangenen	 Gewinn,	 d.h.	 einen	 Schaden	 im	 Rechtssinn	 dar.	 Dieser	 sei	 ab
21.	Dezember	2022	zu	verzinsen	(E.	3.4.2).

[18]	Schliesslich	habe	die	Vorinstanz	den	Kausalzusammenhang	zwischen	der	Vertragsverletzung
der	Mieterinnen	und	dem	Schaden	bejaht	(E.	3.4.3	f.)	und	festgehalten,	dass	die	Mieterinnen	ein
Verschulden	treffe	respektive	gelinge	ihnen	der	Exkulpationsbeweis	nicht,	da	sie	sich	hierzu	nicht
geäussert	hätten	(E.	3.4.5).

[19]	Gemäss	Bundesgericht	seien	die	vorstehend	zusammengefassten	Erwägungen	der	Vorinstanz
überzeugend.	 Es	 sei	 nicht	 dargetan,	 dass	 sie	 in	 tatsächlicher	 Hinsicht	 in	Willkür	 verfallen	wäre
oder	sonst	Bundesrecht	verletzt	hätte	(E.	3.5	Ingress).

Kurzkommentar

[20]	Das	referierte	Urteil	überzeugt	im	Ergebnis.	Allerdings	kann	dem	Bundesgericht	in	zweierlei
Hinsicht	nicht	gefolgt	werden.

[21]	 Erstens	 ist	 auf	 die	 Erwägungen	 zu	 Art.	 156	 OR	 einzugehen.	 Das	 Bundesgericht	 geht	 fehl,
indem	es	von	einer	Verhinderung	des	Bedingungseintritts	im	Sinne	von	Art.	156	OR	ausgeht.	Nach
richtiger	Ansicht	 liegt	eine	Verzögerung	des	Bedingungseintritts	vor.	Die	vereinbarte	Bedingung,
wonach	die	Mietverträge	von	der	Übernahme	durch	eine	Investorin	bis	Ende	Dezember	abhängen,
ist	als	positive	Bedingung	zu	qualifizieren.[1]	Die	Vorinstanz	stellte	mittels	Vertragsauslegung	fest,
dass	 die	G	 AG	 als	 Investorin	 im	 Sinne	 der	 vereinbarten	 Bedingung	 gelte.[2]	 Das	 Bundesgericht
folgt	dieser	Auffassung	 (vgl.	E.	3.3.2).	Gestützt	auf	diese	Auslegung	gingen	die	Mietverträge	 im
März	2023	auf	die	G	AG	über	(E.	3.3.1).	Die	Bedingung	trat	somit	verzögert	ein,	wurde	also	nicht
verhindert.

[22]	Als	Folgefehler	bedient	sich	das	Bundesgericht	der	Erfüllungsfiktion	im	Sinne	von	Art.	156	OR
und	 stellt	 fest,	 dass	 die	 Mietverträge	 zustande	 gekommen	 seien	 (E.	 3.5.3	 mit	 Verweisung	 auf
E.	 3.3.2	 ff.).	 Die	 blosse	 Bestätigung	 des	 Bestands	 der	Mietverträge	 führt	 allerdings	 nicht	 dazu,
dass	 ein	 Anspruch	 auf	 den	 Mindererlös	 von	 CHF	 400’000	 entsteht.	 Die	 Erwägungen	 des
Bundesgerichts	zu	Art.	156	OR	sind	nicht	zielführend.
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[23]	Überzeugender	 liesse	sich	das	Ergebnis	durch	die	analoge	Anwendung	von	Art.	156	OR	auf
den	vorliegenden	Sachverhalt	begründen.[3]	Die	Norm	erfasst	in	ihrem	Wortlaut	die	Verhinderung
des	Bedingungseintritts;	durch	die	analoge	Anwendung	erfasst	diese	auch	die	Verzögerung.	Die
Fiktion	besteht	sodann	darin,	dass	die	Bedingung	als	in	jenem	Zeitpunkt	eingetreten	fingiert	wird,
in	 dem	 sie	 sich	 ohne	 die	 treuwidrige	 Einflussnahme	 verwirklicht	 hätte.[4]	 Diese	 analoge
Anwendung	 trägt	 dem	 Grundgedanken	 von	 Art.	 156	 OR	 Rechnung,	 der	 seinerseits	 eine
Konkretisierung	von	Art.	2	ZGB	darstellt.[5]	Wer	den	Bedingungseintritt	treuwidrig	verzögert,	soll
daraus	keinen	Vorteil	ziehen.[6]

[24]	Vorliegend	wäre	die	Vermieterin	so	zu	stellen,	wie	wenn	der	Grundstückkaufvertrag	mit	der
G	 AG	 zu	 den	 ursprünglich	 vereinbarten	 Konditionen	 abgeschlossen	 worden	 wäre	 ,	 d.h.	 zum
Zeitpunkt,	wie	wenn	die	G	AG	Ende	Dezember	eingestiegen	wäre.	Dann	wäre	der	Gewinn	aus	der
Transaktion	um	CHF	400’000	höher	ausgefallen.

[25]	Zweitens	erscheint	die	vom	Bundesgericht	angenommene	vertragliche	Nebenpflicht	fraglich.
Das	Bundesgericht	hält	 zunächst	 (und	nach	ständiger	Rechtsprechung)	 fest,	dass	nach	Art.	156
OR	keine	Pflicht	bestehe,	den	Bedingungseintritt	 zu	 fördern;	 insbesondere	müssten	die	Parteien
ihre	eigenen	 Interessen	nicht	opfern	 (E.	3.1.2).[7]	Gleichzeitig	qualifiziert	es	das	Verhalten	nach
Treu	und	Glauben	als	vertragliche	Nebenpflicht	(E.	3.1.3).

[26]	Diese	Begründung	überzeugt	nicht.	Wenn	keine	Pflicht	zur	Förderung	der	Bedingung	besteht,
erscheint	 es	 widersprüchlich,	 dennoch	 eine	 entsprechende	 vertragliche	 Nebenpflicht
anzunehmen.[8]

[27]	Ein	erhöhter	Verhaltensstandard	liesse	sich	vielmehr	vertraglich	begründen,	etwa	durch	eine
ausdrückliche	 Bestimmung,	 wonach	 die	 Parteien	 alles	 Zumutbare	 zur	 Herbeiführung	 der
Bedingung	unternehmen.	Eine	solche	Vereinbarung	liegt	hier	nicht	vor	und	es	besteht	kein	Raum,
eine	verschärfte	Mitwirkungs-	oder	Treuepflicht	anzunehmen.

[28]	Vorliegend	hätte	es	eine	solche	Nebenpflicht	ohnehin	nicht	gebraucht,	um	das	Verhalten	der
Mieterinnen	als	treuwidrig	zu	qualifizieren.	Die	bedingt	abgeschlossenen	Mietverträge	dienten	der
Gewinnung	 eines	 Investors.	 Den	 Mieterinnen	 war	 deren	 Bedeutung	 bewusst.	 Die	 kurz	 vor
Abschluss	 der	 Investorentransaktion	 erklärte	 Anfechtung	 bzw.	 fristlose	 Kündigung	 der
Mietverträge	kann	als	treuwidrig	eingestuft	werden.

[29]	Zusammenfassend	wäre	das	Bundesgericht	durch	die	analoge	Anwendung	von	Art.	156	OR
und	ohne	Begründung	einer	vertraglichen	Nebenpflicht	vermutlich	zum	selben	Ergebnis	gelangt,
jedoch	mit	einer	stichhaltigeren	Begründung.

MLaw	CLAIRE	DENTAND,	LL.M.,	Substitutin,	Walder	Wyss	AG.

Dr.	iur.	DARIO	GALLI,	LL.M.,	Rechtsanwalt,	Walder	Wyss	AG.

Dr.	iur.	MARKUS	VISCHER,	LL.M.,	Rechtsanwalt,	Walder	Wyss	AG.
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